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Kai Stratenwerth

Von: Seifert, Andreas <seifert@vku.de>

Gesendet: Donnerstag, 19. Dezember 2024 12:56

An: Kai Stratenwerth

Cc: Griesbach ,Dr. Annkathrin

Betreff: AW: Rechtsauskunftsersuchen

Sehr geehrter Herr Stratenwerth, 

 

vielen Dank für Ihre nachstehende Mail. Das ist in der Tat ein sehr interessanter Sachverhalt, dessen 

Lösung auf den ersten Blick allerdings komplizierter zu sein scheint als sie tatsächlich ist. Insoweit ist 

nämlich nach unserem Verständnis von folgender Rechtslage auszugehen: 

 

Unstreitig dürfte es sich bei dem für den Ferienpark vorgesehenen Grundstück um ein Grundstück im 

Sinne von § 2 Satz 1 der vorliegend geltenden Wasserversorgungssatzung (WVS) handeln. Im Hinblick 

auf die Wasserversorgung dieses Grundstücks stellt sich daher die Frage, ob dem 

Grundstückseigentümer überhaupt ein satzungsgemäßes Anschluss- und Benutzungsrecht zusteht und 

wenn ja, dann im Weiteren die Frage, wie dieses näher auszugestalten ist. 

 

Vorliegend kommt daher im Hinblick auf das „ob“ zunächst der Bestimmung des § 3 Abs. 2 WVS 

entscheidende Bedeutung zu. Danach erstreckt sich nämlich das Anschluss- und Benutzungsrecht 

gemäß § 3 Abs. 1 WVS nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen 

werden. Grundstückseigentümer können danach jedoch nicht verlangen, dass eine neue 

Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird, um ihnen 

einen Anschluss überhaupt erst zu ermöglichen. 

 

Das bedeutet nach unserem Verständnis, dass dem Grundstückseigentümer vorliegend kein 

satzungsrechtliches Anschlussrecht zusteht, um einen Anschluss des geplanten Ferienparks 

beanspruchen zu können. Daher stellt sich aus unserer Sicht im Weiteren auch nicht die Frage der 

satzungsgemäßen Beitragsveranlagung. Denn diese setzt voraus, dass das Grundstück satzungsgemäß 

angeschlossen wird bzw. wurde. Unabhängig hievon stimmen wir aber mit Ihnen – so wie in der 

Sitzungsvorlage auch näher ausgeführt - vollauf überein, dass nur der tatsächlich bebaubare Bereich 

des Grundstücks beitragsrelevant wäre.  

 

Dass kein satzungsrechtlicher Anschlussanspruch besteht, schließt indes eine vertragliche Lösung über 

den Anschluss des geplanten Ferienparks an die Wasserversorgung nicht aus. Das Satzungsrecht ist 

zwar grundsätzlich bedingungsfeindlich (vertragsfeindlich). Gleichwohl entspricht es nach unserer 

Kenntnis der herrschenden Meinung, dass auch im bzw. neben dem Satzungsrecht Verträge möglich 

und zulässig sind, nämlich immer dann, wenn aufgrund der besonders gelagerten Einzelfallumstände 

eine satzungsrechtliche Lösung nicht praktikabel ist oder zu sachlich nicht vertretbaren Ergebnissen 

bzw. Folgen für den Träger der öffentlichen Wasserversorgung und / oder den Grundstückseigentümer 

führen würde.  

 

Dies ist vorliegend nach Ihren Darlegungen unzweifelhaft aus unserer Sicht zu bejahen, so dass daher 

auch u.E. der Abschluss eines Vertrages mit dem Grundstückseigentümer über die trinkwasserseitige 

Erschließung des geplanten Ferienparks durch das Wasserwerk zu den tatsächlich entstehenden Kosten 

und keine Beitragserhebung in der Verbandsversammlung vorgeschlagen und beschlossen werden 

sollte.    

 

Mit den besten Wünschen zum bevorstehenden Weihnachtsfest und für das neue Jahr sowie 

 

mit freundlichen Grüßen 

 

Andreas Seifert 
_______________________________________ 
Stv. Abteilungsleiter Recht, Finanzen und Steuern 
Bereichsleiter Recht 
 
VKU Verband kommunaler Unternehmen e.V. 
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